
 

Geschäftszahl:  
2023-0.156.569 

 

70/10 
Zur Veröffentlichung bestimmt 
 

Vortrag an den Ministerrat 

Bundesgesetz, mit dem das Meldegesetz 1991, das 
Personenstandsgesetz 2013 und das Namensänderungsgesetz geändert 
werden 

Die fortschreitende Digitalisierung hat bereits Einzug in die öffentliche Verwaltung gehalten. 
Mit der Einführung der zentralen Bürger- und Unternehmensplattform „oesterreich.gv.at“ 
und der damit einhergehenden Novelle des Meldegesetzes 1991 (MeldeG), BGBl. 
Nr. 9/1992, wurden die Voraussetzungen für umfassende elektronische Meldeverfahren 
geschaffen (BGBl. I Nr. 104/2018). Derzeit ist bloß die Abmeldung eines Wohnsitzes sowie 
die Verlegung des Hauptwohnsitzes auf elektronischem Wege vorgesehen: Diese 
Funktionalitäten sind jedoch jenen Bürgerinnen und Bürgern vorbehalten, die über einen 
bestehenden oder historischen Eintrag im Zentralen Melderegister (ZMR) sowie über die 
österreichische Staatsbürgerschaft verfügen. 

Aufgrund der Verordnung (EU) 2018/1724 über die Einrichtung eines einheitlichen digitalen 
Zugangstors zu Informationen, Verfahren, Hilfs- und Problemlösungsdiensten und zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012, ABl. Nr. L 295 vom 21.11.2018 S. 1 (im 
Folgenden: Single-Digital-Gateway-Verordnung – SDG-VO) ist etwa vorzusehen, dass Inhaber 
eines Elektronischen Identitätsnachweises (E-ID) oder eines anderen anerkannten 
elektronischen Identifizierungsmittels die Verfahren zur Beantragung eines 
Wohnsitznachweises sowie zur Meldung einer Adressänderung vollständig online abwickeln 
können. Auch grenzüberschreitende Nutzer sollen diese Verfahren grundsätzlich – ohne 
diskriminierende Hindernisse – online abwickeln können. 

Die Weiterentwicklung und der Ausbau elektronischer Meldeverfahren dient der Umsetzung 
des Regierungsprogramms (Kapitel „Digitalisierung & Innovation“). Zudem trägt das 
gegenständliche Vorhaben maßgeblich zur Steigerung der Verwaltungseffizienz bei, führt zu 
einer Aufwandsersparnis sowohl für Bürgerinnen und Bürger als auch für Behörden und 
entspricht somit dem Grundsatz einer sparsamen Verwaltung. 



Darüber hinaus soll die gegenständliche Novelle zum Anlass genommen werden, um 
insbesondere den Begriff der „Ummeldung“ zu präzisieren, damit künftig Verwechslungen 
bei Änderungen in Bezug auf die Wohnsitzqualität (Hauptwohnsitz oder weiterer Wohnsitz) 
oder in Bezug auf die Änderung bestimmter Meldedaten hintangehalten werden können. 

Im Bereich des Personenstandsgesetzes 2013 (PStG 2013), BGBl. I Nr. 16/2013, soll 
insbesondere bei der Vergabe der Familienbeihilfe und im Bildungs- oder Erziehungsbereich 
künftig eine raschere eindeutige Zuordnung der Kinder zu ihren Eltern möglich sein und 
somit die Behördenabfrage des Zentralen Personenstandsregisters (ZPR) entsprechend 
ergänzt werden. Darüber hinaus sollen Bürgerinnen und Bürger eine sogenannte 
„Lebensbestätigung“ – etwa zur Vorlage bei ausländischen Behörden – beantragen können. 
Für betroffene Personen, deren Namen aufgrund von fremdem Namensrecht nicht in Vor- 
und Familiennamen trennbar sind, soll die Möglichkeit bestehen, beim Standesbeamten 
einen Vor- und Familiennamen nach österreichischem Namensrecht zu bestimmen. 

Da die Anzeige und Eintragung der Geburt im ZPR bereits nach geltender Rechtslage auf 
elektronischem Wege möglich ist, sind aufgrund der unionsrechtlichen Vorgaben des Art. 6 
in Verbindung mit Anhang II der SDG-VO keine weiteren Anpassungen im Bereich des 
PStG 2013 erforderlich. 

  



Ich stelle daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle beschließen: 

Der angeschlossene Gesetzesentwurf wird samt Vorblatt, WFA und Erläuterungen 

1. dem Nationalrat zur verfassungsmäßigen Behandlung vorgelegt; 

2. gemäß Art. 1 Abs. 1 und 4 der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den 
Gemeinden über einen Konsultationsmechanismus und einen künftigen Stabilitätspakt der 
Gebietskörperschaften, BGBl. I Nr. 35/1999, den Ämtern der Landesregierungen, der 
Verbindungsstelle der Bundesländer, dem Österreichischen Gemeindebund und dem 
Österreichischen Städtebund zur Stellungnahme binnen einer Frist von einer Woche 
übermittelt. 

Beilagen 

15. September 2023 

Mag. Gerhard Karner 
Bundesminister 
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